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Bauleitplanung des Marktfleckens Villmar im Ortsteil Langhecke: Bebauungsplan 
„Rolzhäuserhoffeld II“  
 
Schreiben des Planungsbüros KUBUS vom 29. März 2023 
 
 
Guten Tag, 
 
mit E-Mail vom 29. März 2023 informiert das Planungsbüro KUBUS über die Aufstellung 
des Bebauungsplans „Rolzhäuserhoffeld II“ und bittet hierzu im Rahmen des Verfahrens 
zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 (1) BauGB um Stellungnahme. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans „Rolzhäuserhoffeld II“ bestehen auf Sicht der 
von uns zu vertretenden Belange keine grundsätzlichen Bedenken.  
 
Wir geben jedoch die folgenden Hinweise zu den eingereichten Unterlagen hinsichtlich 
verschiedener Sachverhalte, die aus unserer Sicht zu beachten und/oder zu korrigieren 
sind. 
 

1. Gemäß den Angaben auf S. 3 der Begründung zum Bebauungsplan wird das 
Baugebiet durch einen privaten Vorhabenträger entwickelt, mit dem die Gemeinde 
einen städtebaulichen Vertrag zur Regelung der Anforderungen an Erschließung, 
Vermarktung und Einhaltung/Umsetzung der sich aus fachgesetzlichen 
Bestimmungen ergebenden Regelungen schließen wird. Hierbei ist dringend darauf 
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zu achten, dass die Verfügbarkeit der Ausgleichsflächen, welche sich ebenfalls in 
Besitz des privaten Vorhabenträgers befinden, dauerhaft gesichert wird. Die 
Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen, wie sie im Umweltbericht beschrieben sind 
inkl. des beschriebenen Monitorings sind ebenfalls in den Vertrag mit aufzunehmen.  
 
Wir weisen bezüglich der Flächensicherung auf das Urteil OVG Niedersachen 
08.09.2021 - 1 KN 115/19 hin. Hier wurde bestimmt, dass Flächen zum 
naturschutzrechtlichen Ausgleich, welche sich nicht im Eigentum der betreffenden 
Gemeinde befinden, auf sonstige Weise gesichert werden müssen. Werden die 
Ausgleichsflächen nicht ausreichend gesichert, kann das zur Unwirksamkeit des 
Bebauungsplans führen. 
 

2. Auf S. 7 der Begründung wird beschrieben, dass die Erschließung des Baugebiets 
über die bestehende Straße „Am Schulberg“ erfolgen soll. Für den 
Baustellenverkehr und als Zuwegung für Landwirtschaftsverkehr soll der 
vorhandene Anschluss der Wegeparzelle 84/64 verlegt und ein Neuanschluss an 
die Außenkurve der L 3063 vorgesehen werden. Der neue Weg ist in der Plankarte 
entsprechend als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung: 
Landwirtschaftsweg gekennzeichnet. 
 
Auf S. 5 des Umweltberichts steht, dass das geplante Wohngebiet über eine 
Verbindungsstraße an die „Leistenbachstraße“ (= L 3063) erschlossen werden soll. 
Auf S. 13 des Umweltberichts wird wegen der Erschließung „von außerhalb“ davon 
ausgegangen, dass sich keine Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Kleinklima 
und Immissionsschutz ergeben.  
 
Die Darstellungen in den einzelnen Unterlagen sind also widersprüchlich und sollten 
entsprechend aufeinander abgestimmt werden. Sofern die Zweckbestimmung als 
landwirtschaftlicher Weg bestehen bleiben soll, ist nicht von einer Erschließung über 
die Landstraße auszugehen. Gleichzeitig ist aber auch dann damit zu rechnen, dass 
der landwirtschaftliche Weg mit hoher Wahrscheinlichkeit dennoch als 
„Schleichweg“ genutzt wird.  
 

3. Die Eingriffsbilanz auf S. 15 enthält Rechenfehler und ist noch mal zu prüfen und zu 
korrigieren. Entsprechend sind die Angaben an anderen Stellen im Text zum 
entstehenden Defizit zu korrigieren. 
 

4. Auf S. 15 des Umweltberichts steht, dass die voraussichtliche Überkompensation 
auf einem Ökokonto eingebucht werden könnten. Wir geben den Hinweis, dass 
hierzu ein Antrag auf Anerkennung der Maßnahme(n) vor Durchführung der 
Maßnahmen bei der Unteren Naturschutzbehörde zu stellen ist. Die Punktegutschrift 
erfolgt dann zu Gunsten des Flächeneigentümers. 

 
5. Auf S. 14 des Umweltberichts steht, dass zum Schutz des Landschaftsbildes eine 

großzügige Eingrünung des Wohngebiets nach Nordosten vorgesehen werden solle 
(„zur Wahrung bzw. Verbesserung des Ortsrandbildes“). Eine entsprechende 
Festsetzung im Bebauungsplan fehlt und sollte ergänzt werden. 

 
Die Pflanzlisten auf S. 40 des Umweltberichts sollten als Festsetzung in den 
Bebauungsplan übernommen werden. Hierdurch wird die Verbreitung von 
gebietsfremden Arten vermieden. Außerdem bitten heimische Pflanzenarten der 
heimischen Fauna Lebensraum und Nahrung. Künftige Grundstückseigentümer 
haben durch die Pflanzlisten direkt einen Anhaltspunkt bezüglich der gewünschten 
Arten. Durch eine entsprechende Festsetzung kann auch der Empfehlung zur 
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Verwendung von heimischen Pflanz- und Saatgut aus dem Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag entsprochen werden.  

 
6. In der Tabelle 11 auf S. 40 des Umweltberichts werden Bodenschutzmaßnahmen, 

welche während der Bauphase zu berücksichtigen sind, beschrieben. Es sollte 
geprüft werden, inwieweit diese Maßnahmen als Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden können, um einen sorgsamen Umgang mit 
dem Schutzgutes Boden zu fördern. 
 

7. Auf der Plankarte ist eine Fläche mit einem „V“ markiert. In der Legende fehlt die 
Information, was hierdurch markiert werden soll. 
 

8. Auf S. 4 der Begründung ist die Anzahl der vorliegenden Bauplatzbewerbungen zu 
ergänzen.   
 

 
Bei Rückfragen stehen wir gern beratend zur Verfügung. Eine Kopie dieses Schreibens 
senden wir zur Information auch an das von Ihnen beauftragte Planungsbüro KUBUS. 
 
Freundliche Grüße 
im Auftrag 
 
 
 
J. Litzinger 
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Bauleitplanung im Marktflecken Villmar; 
Bebauungsplan „Rolzhäuserhoffeld“ im Ortsteil Langhecke 

Stellungnahme im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB  
 
Ihr Schreiben vom 30.01.2024  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange nehme ich zur o.g. Bauleit-
planung wie folgt Stellung: 
 
 
Obere Landesplanungsbehörde 
(Bearbeiterin: Frau Bernhardt, Dez. 31, Tel.: 0641/303-2428) 
 
Mit dem Vorhaben soll die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets für 
die Eigenentwicklung des Ortsteils vorbereitet werden.  
Der geplante Geltungsbereich ist im gültigen Regionalplan Mittelhessen 
2010 (RPM 2010) überwiegend als Vorranggebiet (VRG) Siedlung Bestand 
festgelegt. Gemäß Ziel 5.2-5 des RPM 2010 ist der Bedarf an neuen Sied-
lungsflächen vorrangig innerhalb der VRG Siedlung Bestand zu decken. 
Insofern bestehen aus raumordnerischer Sicht keine grundsätzlichen Be-
denken gegen das Vorhaben. 
 
Ich verweise zunächst auf meine Stellungnahme vom 11.05.2023. Darin 
habe ich dargelegt, dass die Planung insgesamt zwar als nicht angemessen 
für eine Eigenentwicklung angesehen wird und in zwei Bauabschnitten rea-
lisiert werden sollte. Das Vorhaben war aber als an die Ziele der Raumord-
nung angepasst zu beurteilen, sofern dem Entstehen künftiger Baulücken 
durch geeignete Maßnahmen entgegengewirkt wird. 

 

Regierungspräsidium Gießen • Postfach 10 08 51 • 35338 Gießen  
Geschäftszeichen: RPGI-31-61a0100/66-2014/43 
Dokument Nr.:  2024/337254 
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Telefon: +49 641 303-2353 
Telefax: +49 641 303-2197 
E-Mail: Karin.Wagner@rpgi.hessen.de 
Ihr Zeichen:  
Ihre Nachricht vom:       
 
Datum 08. März 2024 
 

 
KUBUS planung 
Altenberger Straße 5 
 
35576 Wetzlar 
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In den aktuell vorgelegten Planunterlagen wird sich mit einer abschnittswei-
sen Entwicklung auseinandergesetzt und erläutert, dass im städtebaulichen 
Vertrag zwischen Gemeinde und Vorhabenträger „der Entstehung von Bau-
lücken durch entsprechende Regelungen vorgebeugt wird“.  
 
Die Planung wurde im aktuellen Verfahren um rd. 0,8 ha auf nun insgesamt 
ca. 1,6 ha erweitert; hierbei handelt es sich jedoch um Ausgleichsflächen 
(Extensivgrünland, Obstbaumallee) bzw. einen landwirtschaftlichen Weg, 
welche in den Geltungsbereich aufgenommen werden. Diese Bereiche sind 
im RPM 2010 als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft ausgewiesen.  
Aus raumordnerischer Sicht bestehen keine Bedenken. 
  
Insgesamt kann das Vorhaben als an die Ziele der Raumordnung ange-
passt beurteilt werden. 
 
 
Grundwasser, Wasserversorgung 
(Bearbeiterin: Frau Zalzadeh, Dez. 41.1, Tel.: 0641/303-4147) 
 
1. Bedarfsermittlung, Deckungs- und Wassersparnachweis 
Bitte legen Sie für das beplante Gebiet dar, wie die öffentliche Wasserver-
sorgung sichergestellt werden kann. Der gesamte Wasserbedarf (Trink-, 
Betriebs-, Löschwasser) ist hierzu unter Berücksichtigung der demografi-
schen Entwicklung und des Klimawandels zu ermitteln (Jahresmenge und 
Tagesspitzenbedarf). Bei der Bedarfsermittlung ist bereits auf eine sparsa-
me, rationelle Wasserverwendung zu achten. Es ist frühzeitig der Nachweis 
zu erbringen, dass der gesamte Wasserbedarf des Baugebiets, insbeson-
dere auch in längeren Trockenperioden und im Brandfall, durch den zustän-
digen Wasserversorger gedeckt werden kann. Es ist nachzuweisen, dass 
die vorhandenen technischen Anlagen zur Trinkwasserversorgung zur Ver-
sorgung des Plangebietes ausreichend dimensioniert sind (z.B. Zustand der 
Technik, Leitungsdimensionierung, Auslegung der Gewinnungs-, Aufberei-
tungs- und Speicheranlagen). 
Es ist eine Gegenüberstellung der gültigen Wasserrechte mit den Förder-
mengen der letzten 5 Jahre vorzulegen. Zusätzlich sind die zukünftigen 
Fördermengen auch unter Berücksichtigung des Klimawandels und eines 
damit evtl. verbundenen geringeren nutzbaren Wasserdargebotes zu prog-
nostizieren. Bei Fremdbezug von Trinkwasser ist die aktuelle Situation des 
Fremdversorgers zu berücksichtigen (Abgleich der verfügbaren Liefermen-
gen mit den tatsächlichen Abnahmemengen). Es ist darzulegen welche 
Maßnahmen im Falle einer Wassermangelsituation ergriffen werden.  
Hinweise: Muster-Gefahrenabwehrverordnung Trinkwasser 
(https://umwelt.hessen.de/sites/umwelt.hessen.de/files/2023-07/muster-
gefahrenabwehrverordnung.pdf), Wasserampel. 
 
2. Lage des Vorhabens im Verhältnis zu Festsetzungen zum Grundwasser- 
    schutz 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus Sicht der von mir zu vertre-
tenden Belange keine Bedenken. Das Plangebiet befindet sich außerhalb 
eines amtlich festgesetzten Wasserschutzgebietes. 
 
3. Verminderung der Grundwasserneubildung 
Es ist darzulegen, welchen Einfluss das Vorhaben auf die Grundwasser- 
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neubildung hat und welche Maßnahmen vorgesehen sind, um eine Verrin-
gerung der Grundwasserneubildung so gering wie möglich zu halten.  
 
4. Erforderlichkeit wasserrechtlicher Anzeigen oder Zulassungen 
Sofern für das Vorhaben eine Grundwasserhaltung erforderlich wird, oder 
durch die Tiefbauarbeiten ein Aufstauen, Absenken und Umleiten des 
Grundwassers bewirkt wird, ist hierfür ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis 
durch die zuständige Wasserbehörde erforderlich. 
Sofern im Rahmen der Verwirklichung des Planes Erdaufschlüsse herge-
stellt werden, die sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die 
Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können, ist die 
Anzeigepflicht nach § 49 Abs. 1 WHG zu beachten. 
Sofern im Rahmen der Verwirklichung des Planes Grundwasser unbeab-
sichtigt erschlossen wird, ist dies der zuständigen Behörde gemäß § 49 
Abs. 2 WHG unverzüglich anzuzeigen. 
Sofern im Rahmen der Verwirklichung des Planes Tiefeneingriffe vorgese-
hen werden (insb. geothermische Anlagen), so kann hierfür ggf. ebenfalls 
eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde er-
forderlich sein. 
Ich bitte, diese Aspekte als Hinweise in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen. 
 
5. UVP 
In der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist auf das Umweltmerkmal 
Grundwasser angemessen einzugehen: Beschreibung und Bewertung des 
Bestands (z.B. Grundwasserflurabstände, Grundwasserneubildung, Ver-
schmutzungsempfindlichkeit, Bedeutung des Grundwasservorkommens), 
Darstellung der bau-, anlage- und nutzungsbedingten Auswirkungen (quali-
tativ und quantitativ) der Planung auf das Grundwasser (z.B. Verminderung 
der Grundwasserneubildung, mögliche Stoffeinträge ins Grundwasser, Ver-
sickerung von Niederschlagswasser), Beschreibung der Maßnahmen zur 
Vermeidung und Verminderung der Auswirkungen. Für die Bearbeitung der 
oben genannten Punkte ist die Erstellung eines Fachbeitrags Wasserrah-
menrichtlinie dienlich. 
 
6. Allgemeiner Hinweis 
Allerdings möchte ich in diesem Zusammenhang auf die Arbeitshilfe zur 
Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitpla-
nung V 1.1 vom Oktober 2023 (abrufbar über den Link: https://rp-giessen. 
hessen.de/sites/rp-giessen.hessen.de/files/2023-11/231020-arbeitshilfe-
wawi_belange_bauleitplanung-v1.1_1.pdf) hinweisen. Ich bitte, diese bei 
zukünftigen Planungen allumfassend anzuwenden. Insbesondere bedarf  
es konkreter Dokumentation in Bezug auf Bedarfsermittlung, Wasserspar-
nachweis, Deckungsnachweis etc 
 
 
Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 

(Bearbeiter: Herr Deuster, Dez. 41.2, Tel.: 0641/303-4169) 
 
Ich verweise auf die Stellungnahme vom 11.05.2023. Es bestehen keine 
Bedenken gegen das Vorhaben. 
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Auf das Thema „Starkregen“ wurde in den Planunterlagen (S. 8 der Be-
gründung) eingegangen (mittlerer bis hoher Starkregen-Index). Es ist die 
Aufstellung von Retentionszisternen und Retentionsboxen geplant. 

Die Einleitung von Niederschlagswasser in den Leistenbach bedarf einer 
wasserrechtlichen Einleiterlaubnis. Diese ist rechtzeitig vor Baubeginn beim 
Fachdienst des Landkreises Limburg-Weilburg zu beantragen. In diesem 
Zusammenhang wird auch die Leistungsfähigkeit der Leistenbachverroh-
rung in der Ortslage Langhecke zu berücksichtigen sein (siehe Stellung-
nahme der Unteren Wasserbehörde vom 05.05.2023). 
 
Kommunales Abwasser, Gewässergüte 
(Bearbeiterin: Frau Sanow, Dez. 41.3, Tel.: 0641/303-4226) 
 
Die Zuständigkeit liegt beim Kreisausschuss des Landkreises Limburg-
Weilburg, Fachdienst Wasser- und Bodenschutz, Limburg. 
 
 
Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasser-
schadensfälle, Altlasten, Bodenschutz 
(Bearbeiterin: Frau M. Wagner, Dez. 41.4, Tel.: 0641/303-4277) 
 
Nachsorgender Bodenschutz 
 
In der Altflächendatei als Teil des Bodeninformationssystems sind die den 
Bodenschutzbehörden bekannten Informationen zu Altstandorten, Altabla-
gerungen, altlastverdächtigen Flächen, Altlasten und schädlichen Boden-
veränderungen hinterlegt (§ 8 Abs. 1 HAltBodSchG). 

Nach entsprechender Recherche ist festzustellen, dass sich im Planungs-
raum keine entsprechenden Flächen befinden. 

Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Daten in der Altflächendatei ist 
jedoch nicht garantiert. Deshalb empfehle ich Ihnen, weitere Informationen 
(z. B. Auskünfte zu Betriebsstilllegungen aus dem Gewerberegister, bisher 
nicht erfasste ehemalige Deponien) bei der zuständigen Unteren Wasser- 
und Bodenschutzbehörde des Landkreises Limburg-Weilburg und bei der 
Gemeinde Villmar einzuholen. 

Nach § 8 Abs. 4 HAltBodSchG sind Gemeinden und öffentlich-rechtliche 
Entsorgungspflichtige verpflichtet, die ihnen vorliegenden Erkenntnisse zu 
Altflächen dem HLNUG so zu übermitteln, dass die Daten im Bodeninfor-
mationssystem nach § 7 HAltBodSchG erfasst werden können. Dies hat in 
elektronischer Form zu erfolgen. Über die elektronische Datenschnittstelle 
DATUS online steht den Kommunen ebenfalls FIS-AG (kommunal be-
schränkt) zur Verfügung. Wenden Sie sich bitte an das HLNUG oder ent-
nehmen Sie weitere Infos sowie Installations- und Bedienungshinweise  
unter: https://www.hlnug.de/themen/altlasten/datus.html 
 
Hinweis: 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 
sowie die Belange des Bodens zu berücksichtigen. Bei der Aufstellung 
eines Bauleitplans darf das Problem von Bodenbelastungen nicht ausge-
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klammert werden. Bei der Beurteilung von Belastungen des Bodens gilt 
das bauleitplanerische Vorsorgeprinzip und nicht die Schwelle der Ge-
fahrenabwehr des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG). Der Träger 
der Bauleitplanung erzeugt mit der Ausweisung einer Fläche ein Ver-
trauen, dass die ausgewiesene Nutzung ohne Gefahr realisierbar ist. 
Geht die Stadt/Gemeinde Anhaltspunkten für Bodenbelastungen nicht 
nach, haben Eigentümer, Bauwillige und andere Betroffene ggf. An-
spruch auf Schadensersatz.  
 
 
Vorsorgender Bodenschutz 
 
Das Schutzgut Boden wird im vorliegenden Umweltbericht eingehend und 
dezidiert abgehandelt. Umso bedauerlicher die Tatsache, dass der Eingriff 
nicht quantifiziert wird und der bodenschutzfachliche Ausgleich un-
erwähnt bleibt. 
 
Die aufgeführten Maßnahmen zum Bodenschutz (Umweltbericht Kapitel 2, 
Tabelle 11) sind ausschließlich bauzeitliche Minderungsmaßnahmen. Diese 
sind nicht unmittelbar textlich festsetzbar und sollten demnach über einen 
städtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabenträger vereinbart werden. In  
diesem Zuge fordere ich nach § 4 i.V.m. § 10 BBodSchG sowie § 4 Abs. 3, 
4 und 5 BBodSchV die vertragliche Festschreibung der Beauftragung einer 
Bodenkundlichen Baubegleitung* (BBB) bereits ab der Ausführungs-Pla-
nungsphase. Diese übernimmt die Aufgabe der Wahrung des gesetzlich 
verankerten Bodenschutzes (§§ 1 und 7 BBodSchG; §§ 3 bis 9 BBodSchV; 
§ 1 HAltBodSchG; §§ 1, 7 und 15 BNatschG; §§ 1a und 202 BauGB sowie 
DIN 19731 und 19639). 
 
Werden einschlägige Bodenschutz- und Eingriffsminderungsmaßnahmen 
während der Bauausführungen nicht berücksichtigt, so sind Bodenfunktio-
nen wie u.a. Regulierung des Wasserhaushaltes, Verdunstungskühlung und 
auch Lebensraum für Pflanzen/ Ertragspotenzial (für Gärten und Grünanla-
gen) bis hin zum gänzlichen Funktionsausfall, gefährdet. 
 
Die Bodenkundliche Baubegleitung muss die erforderliche Sachkunde auf-
weisen, um den Bodenschutz auf der Baustelle gewährleisten zu können. 
Gem. § 7 BBoschG ist derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstück 
durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbe-
schaffenheit führen können, verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen 
schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die durch seine Nutzung auf 
dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden 
können. Ebenfalls ist die Anforderung des § 1 Abs. 1 Nr. 2 HAltBodSchG 
sicherzustellen, Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachtei-
ligen Einwirkungen auf die Bodenstruktur zu schützen. 
 
Die Maßnahmen zum Vorsorgenden Bodenschutz dienen insbesondere 
dem Schutz des Bodens und seiner natürlichen Funktionen vor vermeid-
baren Beeinträchtigungen, wie insbesondere physikalischen Beeinträchti-
gungen durch Verdichtung und Erosion. Die Bodenkundliche Baubegleitung 
stellt sicher, dass bei der Baudurchführung eine Person anwesend ist, die 
die Bauarbeiten und die Einwirkungen auf den Boden fachkundig beurteilen 
kann, so dass vermeidbare Eingriffe unterlassen werden. Des Weiteren 
wird durch die BBB sichergestellt, dass es nicht zu einer ungeplanten Inan-
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spruchnahme von Flächen kommt, sei es durch Nutzung als unmittelbare 
Baufläche, als Lagerfläche oder durch Befahrung. Hierdurch wird die Inan-
spruchnahme und somit der Eingriff in den Boden auf das erforderliche Maß 
beschränkt und somit dem Eingriffsminimierungsgebot Rechnung getragen. 
 
Dies entbindet die Gemeinde selbstverständlich nicht von ihrer Überwa-
chungspflicht nach § 4c BauGB einschließlich erforderlicher Vor-Ort-Kon-
trollen. 
 
* Nähere Informationen zur bodenkundlichen Baubegleitung siehe 

Kapitel 4.5 Anforderungen an die bodenkundliche Baubegleitung, Arbeitshilfe „Rekulti-
vierung von Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen – HMUKLV, Stand März 2017“  
https://umwelt.hessen.de/infomaterial/Rekultivierung-von-Tagebau-und-sonstigen-Ab-
grabungsflaechen 

DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, Stand 
September 2019   

 
Die vorgesehenen naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen (Obst-
gehölzpflanzung und Grünlandextensivierung) sind mittels der Arbeitshilfe 
„Kompensation des Schutzguts Boden in Planungs- und Genehmigungs-
verfahren - Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ (Böden und Bodenschutz 
in Hessen, Heft 16, 2023) bodenschutzfachlich zu bewerten. Demnach 
ist darzustellen, ob die geplanten Bodeneingriffe mittels der geplanten Aus-
gleichsmaßnahmen auszugleichen sind oder ob ein Mehrbedarf an Aus-
gleichsmaßnahmen besteht bzw. der naturschutzfachliche „Überschuss“  
an Ökopunkten, welche durch die geplanten Maßnahmen entstehen, zur 
bodenschutzfachlichen Maßnahmenabdeckung heranzuziehen sind. 
 
Diese Aufforderungen finden Sie detailliert bereits in meiner Stellungnahme 
vom 11.05.2023 zur frühzeitigen Beteiligung in diesem Verfahren. 
 
 
Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen 
(Bearbeiter: Herr Huskaj, Dez. 42.2, Tel.: 0641/303-4356) 
 
Nach meiner Aktenlage sind im Plangebiet keine betriebenen Abfallentsor-
gungsanlagen / Deponien im Sinne von § 35 Abs. 1, 2 Kreislaufwirtschafts-
gesetz - KrWG - betroffen. In diese Prüfung sind Altablagerungen / Alt-
standorte im Sinne des Bodenschutzrechtes nicht eingeschlossen. Diese 
unterliegen der Bewertung durch die zuständige Bodenschutzbehörde. 

Aus abfallbehördlicher Sicht bestehen somit keine Bedenken gegen das 
bauleitplanerische Vorhaben.  

Bei Bau,- Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im 
Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand: 01.09.2018) 
der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten (www.rp-giessen.hessen.de, 
Umwelt, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Bau- und Abbruchabfälle). 
Das Baumerkblatt enthält Informationen im Hinblick auf eine ordnungsge-
mäße Abfalleinstufung, Beprobung, Trennung und Verwertung/Beseitigung 
von Bauabfällen (z. B. Bauschutt und Bodenaushubmaterial sowie gefährli-
che Bauabfälle wie z. B. Asbestzementplatten). Downloadlink: https://rp-
giessen.hessen.de/sites/rp-giessen.hessen.de/files/2022-04/baumerkblatt_2015-
12-10.pdf 
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Im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abfallentsorgung für mineralische Ab-
fälle wird auf die Vorgaben der seit 01.08.2023 geltenden Ersatzbaustoff-
verordnung (EBV) vom 09.07.2021 (BGBl I s. 2598) hingewiesen. Die EBV 
enthält die u. a. die Anforderungen an die getrennte Sammlung von minera-
lischen Abfällen aus technischen Bauwerken sowie die Anforderungen an 
den Einbau von zulässigen mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen 
Bauwerken (z. B. Errichtung eines Walles mit Bodenmaterial bzw. Erdaus-
hub) und sonstige Verpflichtungen (z. B. Anzeigepflichten).  
Hierzu wird auf die Infoblätter der Regierungspräsidien zur Ersatzbaustoff-
verordnung unter folgendem Link: https://rp-giessen.hessen.de/umwelt/ab-
fall/abfallnews/ersatzbaustoffverordnung (Abfall -> Abfallnews -> Ersatzbau-
stoffe) verwiesen.  

Hinweis:  

Am 01.08.2023 ist die neue Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) als Teil der sog. Mantelverordnung in Kraft getreten.  

Als eine der wesentlichen Neuerungen sind die Regelungen zum Auf- und 
Einbringen von Bodenmaterial (z. B. Erdaushub) neu gefasst und der bishe-
rige Anwendungsbereich zur Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht um den Anwendungsbereich unterhalb oder außerhalb dieser sowie 
um die Verfüllung von Abgrabungen und Tagebauen erweitert worden.  

Die materiellen Anforderungen an das Auf- und Einbringen vom Bodenma-
terial sind in den §§ 6 – 8 BBodSchV enthalten und von der zuständigen 
Bodenschutzbehörde festzulegen und zu überwachen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der Auffüllung nur dann um 
eine Verwertungsmaßnahme von Abfällen (hier: Erdaushub) im Sinne von  
§ 7 Abs. 3 KrWG handelt, wenn nur so viel Erd- bzw. Bodenmaterial einge-
bracht wird, wie für die Profilierung zur Erstellung der benötigten Gelände-
kubatur unbedingt benötigt wird. Sofern darüber hinaus weiteres Bodenma-
terial eingebracht werden sollte, würde es sich um eine unzulässige Abfall-
ablagerung (Beseitigungsmaßnahme) handeln. Bauschutt oder andere Ab-
fälle dürfen grundsätzlich nicht zur Auffüllung verwendet werden. 
 
 
Immissionsschutz II 
(Bearbeiter: Herr Römschied, Dez. 43.2, Tel.: 0641/303-4421) 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ergeben sich zur o. g. Bauleitpla-
nung keine Anregungen und Hinweise. 
 
 
Bergaufsicht 
(Bearbeiterin: Frau Zapata, Dez. 44.1, Tel.: 0641/303-4533) 
 
Bei Baumaßnahmen im Bereich der o. g. Bauleitplanung ist auf Spuren 
ehemaligen Bergbaus zu achten; ggf. sind entsprechende bauliche Siche-
rungsmaßnahmen zu treffen. 
 
Der Geltungsbereich liegt im Gebiet von sechs Bergwerksfeldern (zwei  
angezeigt, vier erloschen), in denen Bergbau betrieben und bergbauliche 
Untersuchungsarbeiten durchgeführt wurden. Nach den hier vorhandenen 
Unterlagen wurde der Bergbau außerhalb des Planungsbereiches durch-
geführt. 
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Die örtliche Lage der bergbaulichen Untersuchungsarbeiten ist hier nicht 
bekannt. 
 
 
Obere Forstbehörde 
(Bearbeiter: Herr Rinn, Dez. 53.1, Tel.: 0641/303-5591) 
 
Aus forstrechtlicher Sicht bestehen gegen den Bebauungsplanentwurf 
„Rolzhäuserhoffeld II“ keine Bedenken. 
 
 
Die Fachdezernate Dez. 51.1 – Landwirtschaft – und Dez. 53.1 – Obere 
Naturschutzbehörde – wurden von Ihnen im Verfahren nicht beteiligt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
  
Im Auftrag   
     
   gez. 
      
Wagner 
 
Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch 
schlussgezeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
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Andreas Richter | KUBUS

Von: Katharina Sommer | KUBUS
Gesendet: Dienstag, 26. März 2024 08:25
An: Andreas Richter | KUBUS; Lisa Weber | KUBUS
Betreff: WG: Villmar, Bplan "Rolzhäuserhoffeld II" Beteiligungsverfahren

 
 

Von: Wasser-, Boden- und Immisionsschutz <40.40@limburg-weilburg.de>  
Gesendet: Montag, 25. März 2024 16:27 
An: Katharina Sommer | KUBUS <K.Sommer@kubus-group.com> 
Betreff: AW: Villmar, Bplan "Rolzhäuserhoffeld II" Beteiligungsverfahren 
 
Guten Tag Frau Sommer,  
 
vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen zur öffentlichen Auslegung des 
Planungsvorhabens Bebauungsplan „Rolzhäuserhoffeld II“ in Villmar-Langhecke.  
 
Unter Bezug auf unsere Stellungnahme vom 05. Mai 2023 können wir Ihnen zunächst bestätigen, 
dass abweichend von meinem damaligen Kenntnisstand tatsächlich bereits in 2022 eine 
Abstimmung zur Abwasserbeseitigung des geplantes Wohngebietes mit dem in unserem Haus 
zuständigen Kollegen stattgefunden hat.  
Mit E-Mail vom 5. März 2024 hat uns die Gemeinde Villmar inzwischen auch eine digitale 
Vorabversion des wasserrechtlichen Erlaubnisantrages vorgelegt. Eine fachliche Prüfung wird 
nach Eingang des abschließend unterzeichneten Antrages erfolgen. Auf Grund der 
Vorabstimmung kann jedoch grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass im Zuge der 
Erschließung des Baugebietes eine geordnete Abwasserbeseitigung hergestellt werden kann und 
wird.  
 
Aus Sicht der von uns zu vertretenden wasserrechtlichen und bodenschutzrechtlichen Belange 
bestehen somit keine grundsätzlichen Einwände gegen das Planungsvorhaben der 
Gemeinde.        
 
 

 

Freundliche Grüße 
im Auftrag 

  
Frank Zell 
Fachdienstleiter 
  

Kreisausschuss des Landkreises Limburg-Weilburg 
Amt für den Ländlichen Raum, Umwelt, Veterinärwesen und Verbraucherschutz 
Fachdienst Wasser-, Boden- und Immissionsschutz 
Gymnasiumstr. 4, 65589 Hadamar 
Telefon: 06431/296-5901 
Fax: 06431/296-5903 
E-Mail-Funktionspostfach: 40.40@limburg-weilburg.de 
E-Mail: f.zell@limburg-weilburg.de 
Internet: http://www.Landkreis-Limburg-Weilburg.de 
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